
§2 Zweck des Vereins (gestrichenes entfällt, grau unterlegtes kommt neu hinzu) 

1. Zweck des Vereins ist Der Verein Freiwillige Feuerwehr Neuhof Hattenhof e.V. hat die Aufgabe: das 
Feuerwehrwesen zu fördern und für den Brandschutzgedanken zu werben. Der Satzungszweck wird 
verwirklicht insbesondere durch die Gewinnung von Mitgliedern für den Verein und die Wehr sowie die 
Förderung der die Jugendfeuerwehr und der die Wichtelwehr zu fördern 

2. Der Verein Freiwillige Feuerwehr Neuhof Hattenhof e.V. mit Sitz in Neuhof-Hattenhof verfolgt 
ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung. in der jeweils gültigen Fassung. 

3. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.  
4. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 

erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.  
5. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
6. Politische, rassistische und konfessionelle Bestrebungen werden ausgeschlossen. 

§ 18 Abs. 5 (grau unterlegtes kommt neu hinzu) 

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen des Vereins an die Gemeinde Neuhof, die es unmittelbar und ausschließlich für 
gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

§ 19 (bisheriger §19 wird §20) 

Datenschutzklausel, Verarbeitung persönlicher Mitgliederdaten 

Der Verein darf die persönlichen Daten der Mitglieder für eigene Zwecke aus dieser Satzung gemäß 

den Vorschriften der europäischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) speichern, verändern, 

bearbeiten und löschen (Art. 6 Abs. 1 lit. B DSGVO). Das Mitglied erhält mit dem Eintritt in den Verein 

die entsprechenden datenschutzrechtlichen Informationen im Sinne der DSGVO. Die Übermittlung 

von gespeicherten Daten innerhalb des Vereins und an die entsprechenden Verbände, mit denen der 

Verein zur Erledigung seiner Aufgaben zusammenarbeitet, ist nur den Personen erlaubt, die mit 

Ämtern gemäß dieser Satzung betraut sind und entsprechende Aufgaben wahrzunehmen haben. 

Hierbei handelt es sich insbesondere um folgende Mitgliederdaten: Name, Vorname und Anschrift, 

Bankverbindung für den Lastschrifteinzug, Telefonnummern (Festnetz, Mobil und Fax) sowie E-Mail, 

Adresse, Geschlecht, Geburtsdatum, Eintrittsdatum, Namen und Vornamen von 

Erziehungsberechtigten bei Minderjährigen, Familienereignisse, Familienstand, Funktion(en) im 

Verein, Dienstgrade in der aktiven Wehr, erhaltene Auszeichnungen und Ehrungen, sowie 

durchgeführte feuerwehrtechnische Ausbildungen, Untersuchungen und Prüfungen. 

Der Kassenverwalter darf die notwendigen Daten an ein Bankinstitut übermitteln, um den 

Zahlungsverkehr des Vereins zu ermöglichen. Daten der betreuten Mitgliedergruppen dürfen im 

Rahmen der Erfüllung der satzungsgemäßen Aufgaben den im Verein angestellten und ehrenamtlich 

tätigen Personen, insbesondere den Gruppenleitern übermittelt werden. 

Der Verein ist berechtigt, Lichtbilder von Vereinsmitgliedern im Sinne des Vereinszweckes gem. §2 

anzufertigen und diese zu veröffentlichen, wenn nicht das Mitglied ausdrücklich und in Schriftform 

seinen Widerspruch hiergegen gegenüber dem Vereinsvorstand erklärt. 

Im Zusammenhang mit der Geltendmachung eines Minderheitenbegehrens gem. § 37 BGB in 

Verbindung mit § 10 Abs. b der Satzung ist dem das Minderheitenbegehren geltend machende 

Mitglied die von ihm begehrte Mitgliederliste in beglaubigter Abschrift gegen Erstattung der Kosten für 

die Erstellung der beglaubigten Abschrift spätestens binnen drei Wochen nach Eingang des 

Begehrens des Mitglieds auszuhändigen. Das Mitglied hat mit seinem Auskunftsbegehren gegenüber 

dem Verein eine schriftliche datenschutzrechtliche Versicherung dahingehend abzugeben, dass die 

begehrte Mitgliederliste ausschließlich im Zusammenhang mit der Geltendmachung des 

Minderheitenbegehrens Verwendung finden wird. (Art. 6 Abs. 1 Lit. f DSGVO) 

Ausnahmen bedürfen eines Beschlusses der Mitgliederversammlung, der die Regelungen der 

DSGVO zu berücksichtigen hat. 


